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1. Einleitung  

Am 20. Mai 2024 stellte der Chefankläger des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH), Karim 
Khan, Anträge auf Ausstellung von Haftbefehlen gegen den israelischen Ministerpräsidenten 
Benjamin Netanyahu und den Verteidigungsminister Yoav Gallant.1 Er wirft ihnen die Bege-
hung von Kriegsverbrechen sowie Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor, darunter das vor-
sätzliche Aushungern von Zivilpersonen als Methode der Kriegführung und die vorsätzliche Tö-
tung von Zivilpersonen.2 Für die drei ranghöchsten Hamas-Führer Yahya Sinwar, Mohammed 
Deif und Ismail Haniyeh wurden ebenfalls Haftbefehle beantragt. Ihnen wird die Begehung von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit wie Ausrottung, Mord, Geisel-
nahme, Folter und Anwendung sexueller Gewalt vorgeworfen.3  

Die Entscheidung über den Erlass der Haftbefehle obliegt der Vorverfahrenskammer des IStGH.4 
Allerdings war bereits die Beantragung der Haftbefehle gegen Premierminister Netanyahu und 
Verteidigungsminister Gallant politisch kontrovers.5 Das US-Repräsentantenhaus stimmte einem 
Gesetzentwurf zu, der Sanktionen gegen den IStGH vorsieht.6 Frankreich und Belgien befürworte-
ten hingegen die Überprüfung des Konflikts in Gaza durch den IStGH.7 Das Auswärtige Amt 
machte deutlich, dass es die Unabhängigkeit des IStGH respektiere, beanstandete aber die gleich-
zeitige Beantragung von Haftbefehlen gegen die israelischen Politiker und das Führungspersonal 
der Hamas.8  

Benjamin Netanyahu9 und die israelische Generalstaatsanwältin Gali Baharav-Miara kritisierten 
Khans Entscheidung ebenfalls. Baharav-Miara betonte, dass das israelische Rechtssystem Vor-
würfe über mögliches Fehlverhalten während des Gaza-Kriegs untersuche und dass der Antrag 

 

1 Khan, Statement of ICC Prosecutor Karim A.A. Khan KC: Applications for arrest warrants in the situation in the 
State of Palestine, ICC, 20. Mai 2024.  

2 Khan, Statement of ICC Prosecutor Karim A.A. Khan KC: Applications for arrest warrants in the situation in the 
State of Palestine, ICC, 20. Mai 2024. 

3 Khan, Statement of ICC Prosecutor Karim A.A. Khan KC: Applications for arrest warrants in the situation in the 
State of Palestine, ICC, 20. Mai 2024. 

4 Vgl. Art. 58 Abs. 1 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs. 

5 Vgl.: Bock, Recht unter Druck: Mögliche Haftbefehle im Gaza-Konflikt, in: Deutsche Richterzeitung, Juni 2024, 
S. 234 – 235, 235. 

6 Foran/Talbot, House passes International Criminal Court sanctions bill after prosecutor seeks Netanyahu war-
rant, CNN, 4. Juni 2024. 

7 Zeit Online, Frankreich und Belgien stellen sich hinter Strafgerichtshof, 21. Mai 2024. 

8 Auswärtiges Amt, Auswärtiges Amt zur Beantragung von Haftbefehlen am Internationalen Strafgerichtshof,  
20. Mai 2024. 

9 In einem Statement am 20. Mai 2024 führte er aus: „[…] Mr. Khan takes his place among the great anti-Semites 
in modern times“ und verglich Khan mit NS-Richtern: „He now stands alongside those infamous German judges 
who donned their robes and upheld laws that denied the Jewish people their most basic rights and enabled the 
nazis to perpetrate the worst crimes in history“, siehe: Netanyahu, Statement by Prime Minister Benjamin Net-
anyahu, Official YouTube Account IsraeliPM, 20. Mai 2024, ab Minute 2:15. 

https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-karim-aa-khan-kc-applications-arrest-warrants-situation-state
https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-karim-aa-khan-kc-applications-arrest-warrants-situation-state
https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-karim-aa-khan-kc-applications-arrest-warrants-situation-state
https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-karim-aa-khan-kc-applications-arrest-warrants-situation-state
https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-karim-aa-khan-kc-applications-arrest-warrants-situation-state
https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-karim-aa-khan-kc-applications-arrest-warrants-situation-state
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/203446/c09be147948d4140dd53a917c2544fa6/roemischesstatut-data.pdf
https://edition.cnn.com/2024/06/04/politics/house-vote-icc-sanctions/index.html
https://edition.cnn.com/2024/06/04/politics/house-vote-icc-sanctions/index.html
https://www.zeit.de/politik/ausland/2024-05/strafgerichtshof-netanjahu-hamas-frankreich-kritik
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/-/2657616
https://www.youtube.com/watch?v=8O2i0G9qQUM&t=1s
https://www.youtube.com/watch?v=8O2i0G9qQUM&t=1s
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daher übereilt und unangemessen sei. Sie wies ferner darauf hin, dass sie den IStGH nicht als zu-
ständig betrachte. Denn Israels Justizsystem habe bereits in der Vergangenheit bewiesen, dass es 
unabhängig sei und auch gegen ranghohe Offiziere oder Politiker vorgehe, wenn ein begründeter 
Verdacht auf einen Rechtsverstoß bestehe. Zudem führe Israel strafrechtliche Ermittlungen in Be-
zug auf den Gaza-Krieg durch. Es liege also eine Verletzung des sog. Komplementaritätsprinzips 
nach Art. 17 IStGH-Statut (IStGH-St.) vor.10  

In diesem Sachstand wird erörtert, ob und inwieweit das Komplementaritätsprinzip durch die 
Ermittlungen des Chefanklägers verletzt sein könnte. Dazu wird zunächst das Komplementari-
tätsprinzip erläutert (siehe dazu 2.), bevor im Anschluss die Ermittlungstätigkeit des IStGH und 
der israelischen Justiz näher beleuchtet wird (siehe dazu 3. und 4.). Abschließend wird erörtert, 
ob die Ermittlungen der israelischen Justiz unter dem Aspekt des Komplementaritätsprinzips 
Auswirkungen auf die Ermittlungen des IStGH gegen Netanyahu und Gallant haben könnten 
(siehe dazu 5.). 

 

2. Komplementaritätsprinzip (Art. 17 IStGH-Statut) 

Nach dem in Art. 17 IStGH-St. festgeschriebenen Komplementaritätsprinzip hat die nationale 
Strafverfolgung grundsätzlich Vorrang vor der internationalen Strafverfolgung.11 Ziel ist es, dem 
internationalen Strafbedürfnis möglichst souveränitätsschonend nachzukommen.12 Das Komple-
mentaritätssystem ist zweistufig. Die erste Stufe betrifft die Untersuchung der nationalen Verfol-
gungstätigkeit. Denn gemäß Art. 17 Abs. 1 lit. a bis c des IStGH-St. kann ein Verfahren vor dem 
IStGH nur unzulässig sein, wenn der Staat, der die Gerichtsbarkeit über die Sache hat, in der 
fraglichen Angelegenheit tätig wird.13 Sofern eine nationale Ermittlungsaktivität festgestellt 
wurde, überprüft der Gerichtshof, ob der Nationalstaat auch willens (vgl. Art. 17 Abs. 2 IStGH-
St.) und in der Lage (vgl. Art. 17 Abs. 3 IStGH-St.) ist, die Ermittlungen oder die Strafverfolgung 
ernsthaft durchzuführen. Sofern keine nationale Ermittlungstätigkeit festgestellt werden kann, 
kommt es deshalb auch nicht darauf an, ob z. B. das jeweilige nationale Rechtssystem grund-
sätzlich unparteiisch und unabhängig ist.14 Der Auffassung des IStGH zufolge würde andernfalls 
aufgrund der durch Art. 17 IStGH-St. vorgegebenen Prüfungsreihenfolge der „Karren vor das 

 

10 Sharon, Attorney general slams ICC prosecutor, says he’s ignoring Israel’s legal system, The Times of Israel, 27. 
Mai 2024. 

11 ECCHR, Definition: Komplementaritätsgrundsatz. 

12 Werle/Jeßberger, Völkerstrafrecht, 5. Aufl. 2020, Rn. 345; vgl. auch: ICC, Situation in the Democratic Republic of 
the Congo, AC, The Prosecutor v. Germain Katanga and Mathieu Ngudjolo Chui, Judgment on the Appeal of Mr. 
Germain Katanga against the Oral Decision of Trial Chamber II of 12 June 2009 on the Admissibility of the Case, 
25. September 2009, ICC-01/04-01/07-1497, Rn. 83. 

13 Darüber hinaus ist eine Unzulässigkeit gem. Art. 17 Abs. 1 lit. d möglich, der aber nicht das Komplementaritäts-
prinzip betrifft.  

14 Vgl.: ICC, The Office of the Prosecutor, Policy Paper on Preliminary Examinations, 1. November 2013, S. 12 Rn. 
47; ICC, Situation in the Islamic Republic of Afghanistan, PTC II, Decision pursuant to article 18(2) of the Stat-
ute authorising the Prosecution to resume investigation, 31. Oktober 2022, ICC-02/17-196, Rn. 44. 

https://www.timesofisrael.com/attorney-general-slams-icc-prosecutor-says-hes-ignoring-israels-legal-system/
https://www.ecchr.eu/glossar/komplementaritaetsgrundsatz/
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2009_06998.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2009_06998.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/iccdocs/otp/OTP-Policy_Paper_Preliminary_Examinations_2013-ENG.pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2022_06500.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2022_06500.PDF
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Pferd gespannt“ („To do otherwise would be to put the cart before the horse“).15 Somit dürfte die 
Unabhängigkeit der israelischen Justiz hinsichtlich des Komplementaritätsprinzips nur dann 
eine Rolle spielen, wenn nationale Ermittlungstätigkeiten vorliegen.   

Nach der Einleitung von strafrechtlichen Ermittlungen durch den IStGH müssen alle Vertrags-
staaten und diejenigen Staaten, die die Gerichtsbarkeit in den entsprechenden Verfahren ausü-
ben würden, über diese Ermittlungen informiert werden (Art. 18 Abs. 1 IStGH-St.). Daraufhin 
haben die Staaten einen Monat Zeit, den Einwand der Komplementarität zu erheben (Art. 18 
Abs. 2 IStGH-St.). Sowohl der Staat, der Gerichtsbarkeit über eine Sache hat, als auch die Ange-
klagten oder eine Person, gegen die ein Haftbefehl ergangen ist, können zudem die Zulässigkeit 
(„admissibility“) des internationalen Verfahrens mit Blick auf das Komplementaritätsprinzip an-
fechten (Art. 19 Abs. 2 lit. a, b IStGH-St.).16 

 

3. Ermittlungen des IStGH zu Kriegsverbrechen in Palästina 

Der IStGH ist bereits im Jahr 2015 – damals noch unter der früheren Chefanklägerin Fatou 
Bensouda – im Rahmen von Vorermittlungen in der „Situation Palästina“ tätig geworden.17 Dies 
war möglich, da Palästina Anfang 2015 die Gerichtsbarkeit des IStGH anerkannte und – anders 
als Israel18 – dem Römischen Statut beitrat.19  

Obwohl der Begriff „Situation“ an verschiedenen Stellen des IStGH-St. vorkommt,20 wird er nir-
gendwo definiert. Dem Berater im Büro des Chefanklägers Rod Rastan zufolge ist der Begriff „Si-
tuation“ weiter gefasst als der Begriff „Fall“. Er bezeichne die Grenzen, innerhalb derer der An-
kläger feststellen müsse, ob es eine Grundlage für die Einleitung von Ermittlungen gebe. Die Ver-
tragsverhandlungen zum IStGH-St. hätten gezeigt, dass der Begriff objektiv den „Schauplatz der 
Ermittlungen“ umreißen solle. Auf diese Weise solle einem Staat, der einen Sachverhalt an den 
IStGH überweist (vgl. Art. 14 IStGH-St.), verwehrt werden, die Aktivitäten des Chefanklägers 

 

15 ICC, Situation in the Democratic Republic of the Congo, AC, The Prosecutor v. Germain Katanga and Mathieu 
Ngudjolo Chui, Judgment on the Appeal of Mr. Germain Katanga against the Oral Decision of Trial Chamber II of 
12 June 2009 on the Admissibility of the Case, 25. September 2009, ICC-01/04-01/07-1497, Rn. 78. 

16 Davon erfasst sind auch Nicht-Vertragsstaaten wie Israel, sofern sie zum Zeitpunkt der Anfechtung bereits tätig 
waren oder noch sind, siehe: Nsereko/Ventura, in: Ambos (Hrsg.), Rome Statute of the International Criminal 
Court, Commentary, 4. Aufl. 2022, Art. 19 Rn. 36; Werle/Jeßberger, Völkerstrafrecht, 5. Aufl. 2020, Rn. 350. 

17 ICC, State of Palestine – Situation in the State of Palestine, ICC-01/18. 

18 ICC, The States Parties to the Rome Statute. 

19 ICC, State of Palestine: Situation in the State of Palestine, ICC-01/18. Mit dem Beitritt Palästinas erhielt der 
IStGH die Zuständigkeit für völkerrechtliche Verbrechen, die auf palästinensischem Gebiet begangen werden 
(vgl. Art. 12 Abs. 2 lit. a IStGH-St.), sowie für Verbrechen, die von palästinensischen Staatsangehörigen began-
gen werden, auch außerhalb des Territoriums Palästinas (vgl. Art. 12 Abs. 2 lit. b IStGH-St.). Weiterführend zur 
Frage der Staatlichkeit Palästinas in diesem Zusammenhang, siehe: Wissenschaftliche Dienste, Zur völkerrecht-
lichen Anerkennung Palästinas, WD 2 - 3000 - 009/19, 4. Februar 2019, S. 11 f. 

20 Vgl. z.B.: Art. 13-15bis IStGH-St. sowie Art. 18-19 IStGH-St. 

https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2009_06998.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2009_06998.PDF
https://www.icc-cpi.int/palestine
https://asp.icc-cpi.int/states-parties
https://www.icc-cpi.int/palestine
https://www.bundestag.de/resource/blob/631838/0697a1a6392406b6501bdfc557ee8b23/WD-2-009-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/631838/0697a1a6392406b6501bdfc557ee8b23/WD-2-009-19-pdf-data.pdf
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durch Bezugnahme auf ein bestimmtes Verhalten, einen Verdächtigen oder eine Partei einzugren-
zen.21 Die erste Vorverfahrenskammer äußerte sich 2006 zur Definition des Begriffs in Abgren-
zung zum Begriff des „Falles“ („case“) wie folgt: 

„Situations, which are generally defined in terms of temporal, territorial and in some cases per-
sonal parameters, such as the situation in the territory […], entail the proceedings envisaged in the 
Statute to determine whether a particular situation should give rise to a criminal investigation as 
well as the investigation as such. Cases, which comprise specific incidents during which one or 
more crimes within the jurisdiction of the Court seem to have been committed by one or more iden-
tified suspects, entail proceedings that take place after the issuance of a warrant of arrest or a sum-
mons to appear.”22 

Auch wird die Gerichtsbarkeit des Internationalen Strafgerichtshofs hinsichtlich einer Situation 
und nicht hinsichtlich einzelner Fälle begründet23 und besteht regelmäßig auch bei neuen Ereig-
nissen fort.24 Nach der h.M. gilt dies auch für die „Situation Palästina“ und für die Attentate der 
Hamas vom 7. Oktober 2023 sowie den darauffolgenden Gaza-Krieg,25 wie im Folgenden erläutert 
wird.  
 

 

21 Rastan, What is a ‘case’ for the purpose of the Rome statute?, in: Crim Law Forum 19, 2008, S. 435–448, 435. 

22 ICC, Situation in the Democratic Republic of Congo, PTC I, Decision on Applications for Participation in the 
Proceedings of VPRS-1,VPRS-2, VPRS-3, VPRS-4, VPRS-5, VPRS-6, 17. Januar 2006, ICC-01/04-101-tEN-Corr, 
Rn. 65; näher zu dem Begriff der „Situation“ außerdem: Lafleur, Der Grundsatz der Komplementarität, 2011,  
S. 135 ff. und Zakerhossein, Situation selection regime at the international criminal court, 2017, S. 37 ff. 

23 Zakerhossein, Situation selection regime at the international criminal court, 2017, S. 31; vgl.: ICC, Situation in 
the Democratic Republic of the Congo, PTC I, The Prosecutor v. Callixte Mbarushimana, Decision on the Prose-
cutor's Application for a Warrant of Arrest Mbarushimana, 28. September 2010, ICC-01/04-01/10-1, Rn. 6: „In 
the view of the Chamber, it is only within the boundaries of the situation of crisis for which the jurisdiction of 
the Court was activated that subsequent prosecutions can be initiated.“ 

24 ICC, Situation in the Democratic Republic of the Congo, PTC I, The Prosecutor v. Callixte Mbarushimana, Deci-
sion on the Prosecutor's Application for a Warrant of Arrest Mbarushimana, 28. September 2010, ICC-01/04-
01/10-1, Rn. 6: „Such a situation can include not only crimes that had already been or were being committed at 
the time of the referral, but also crimes committed after that time, in so far as they are sufficiently linked to the 
situation of crisis referred to the Court as ongoing at the time of the referral.“; siehe auch speziell in Bezug auf 
Israel, Schabas/Pecorella, in: Ambos (Hrsg.), Rome Statute of the International Criminal Court, Commentary, 4. 
Aufl. 2022, Art. 13 Rn. 16. 

25 Ambos, Einspruch, Podcast der FAZ, ab Minute 14, 29. Mai 2024; Bock, Anträge mit Sprengkraft, Verfassungs-
blog, 21. Mai 2024; ; Skander, ICC Arrest Warrant Requests in the Palestine Situation and Complementarity 
Anxieties: Why a new notification to Israel beforehand was not needed, Just Security, 11. Juni 2024; Shany/Co-
hen, The Prosecutor’s Circumvention of Article 18 Complementarity? A Flaw in the ICC’s Palestine Investiga-
tion, Just Security, 1. Juni 2024. 

https://link.springer.com/article/10.1007/s10609-008-9086-5
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2006_01689.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2006_01689.PDF
https://pure.uvt.nl/ws/portalfiles/portal/19969985/Zakerhossein_Situation_15_12_2017_new_final_version_emb_tot_15_12_2019.pdf
https://pure.uvt.nl/ws/portalfiles/portal/19969985/Zakerhossein_Situation_15_12_2017_new_final_version_emb_tot_15_12_2019.pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2010_06674.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2010_06674.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2010_06674.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2010_06674.PDF
https://verfassungsblog.de/antrage-mit-sprengkraft/
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.justsecurity.org/96296/icc-article-18-complementarity/#%3A~%3Atext%3DArticle%2018%20to%20the%20ICC%2Cexistence%20of%20a%20domestic%20investigation
https://www.justsecurity.org/96296/icc-article-18-complementarity/#%3A~%3Atext%3DArticle%2018%20to%20the%20ICC%2Cexistence%20of%20a%20domestic%20investigation
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3.1. Die Behandlung der „Situation Palästina“ vor den Attentaten der Hamas vom 7. Oktober 
2023 

Nach jahrelangen Vorermittlungen leitete die ehemalige Chefanklägerin des IStGH Bensouda am 
3. März 2021 Ermittlungen bezüglich mutmaßlicher Verbrechen ein, die in der „Situation Paläs-
tina“ seit dem 13. Juni 201426 möglicherweise begangen worden sind.27  

Die seit März 2021 laufenden Ermittlungen beinhalten u.a. Untersuchungen gegen die Israeli-
schen Verteidigungsstreitkräfte (Israeli Defense Forces - IDF) im Zusammenhang mit dem Ein-
satz tödlicher und nicht tödlicher Mittel gegen Zivilpersonen bei Demonstrationen ab März 2018 
in der Nähe des Zauns zwischen Gaza und Israel (Sperranlage).28 2018 und 2019 fanden Massen-
proteste („Marsch der Rückkehr“) entlang der Sperranlage statt,29 die auf palästinensischer Seite 
laut VN-Berichten sowie Berichten israelischer Menschenrechtsorganisationen über 200 – über-
wiegend zivile – Todesopfer forderten und zu mehr als 23.000 verletzten Palästinensern führ-
ten.30 Auf israelischer Seite wurden nach Erkenntnissen des VN-Menschenrechtsrats zwischen 
dem 30. März und 31. Dezember 2018 vier Personen durch Steine und Sprengkörper verletzt.31 
Der Bericht der unabhängigen internationalen Untersuchungskommission des VN-Menschen-
rechtsrats kam zu dem Schluss, dass einige Verstöße der IDF im Rahmen der Demonstrationen 
möglicherweise internationale Verbrechen darstellen könnten.32 

 

26 Palästina akzeptierte durch eine Erklärung gem. Art. 12 Abs. 3 IStGH-St. die Jurisdiktion des IStGH ab dem 13. 
Juni 2014. 

27 Bensouda, Statement of ICC Prosecutor, Fatou Bensouda, respecting an investigation of the Situation in Pales-
tine, ICC, 3. März 2021.  

 Neben den langjährigen Vorermittlungen gingen der Eröffnung der Ermittlungen eine Überweisung Palästinas 
gem. Art. 13 lit. a und 14 IStGH-Statut im Jahr 2018 sowie eine Anfrage Bensoudas an die Erste Vorverfahrens-
kammer des Gerichts im Jahr 2020 bezüglich deren Zuständigkeit i.S.d. Art. 19 Abs. 3 IStGH-St. voraus (ICC, 
State of Palestine – Situation in the State of Palestine). Am 5. Februar 2021 entschied die Vorverfahrenskammer 
mehrheitlich, dass der Gerichtshof in der „Situation Palästina“ zuständig sei und dass sich der territoriale Gel-
tungsbereich dieser Zuständigkeit auf den Gazastreifen und das Westjordanland, einschließlich Ost-Jerusalem, 
erstrecke (ICC, Situation in the State of Palestine, PTC I, Decision on the ‘Prosecution request pursuant to article 
19(3) for a ruling on the Court’s territorial jurisdiction in Palestine’, ICC-01/18-143, 5. Februar 2021, Rn. 118). 

28 The Office of the Prosecutor, Situation in Palestine: Summary of Preliminary Examination Findings, ICC, Rn. 5. 

29 Human Rights Council of the United Nations (HRC), Report of the independent international commission of in-
quiry on the protests in the Occupied Palestinian Territory, 25. Februar 2019, S. 4 f. 

30 HRC, Report of the independent international commission of inquiry on the protests in the Occupied Palestin-
ian Territory, 25. Februar 2019, S. 6 f.; B’TSELEM, And Now for the whitewashing, 24. Mai 2021. 

31 HRC, Report of the independent international commission of inquiry on the protests in the Occupied Palestin-
ian Territory, 25. Februar 2019, S. 6. 

32 HRC, Report of the independent international commission of inquiry on the protests in the Occupied Palestin-
ian Territory, 25. Februar 2019, S. 1. 

https://asp.icc-cpi.int/states-parties/asian-states/Palestine
https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-fatou-bensouda-respecting-investigation-situation-palestine
https://www.icc-cpi.int/news/statement-icc-prosecutor-fatou-bensouda-respecting-investigation-situation-palestine
https://www.icc-cpi.int/palestine
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2021_01165.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2021_01165.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/itemsDocuments/210303-office-of-the-prosecutor-palestine-summary-findings-eng.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
https://www.btselem.org/gaza_strip/20210524_whitewash_time
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/HRBodies/HRCouncil/CoIOPT/A_HRC_40_74.pdf
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Das israelische Militär führt auf seiner Website aus, dass die Hamas die „angeblich“ („pur-
potedly“) zivile Initiative unterwandert habe.33 Zudem wurden auch Ermittlungen auf nationaler 
Ebene durchgeführt (siehe dazu 4.).  

Auf die in Art. 18 Abs. 1 IStGH-St. vorgesehene Mitteilung der Eröffnung der Ermittlungen, er-
klärte Premierminister Netanyahu in einer Pressemitteilung, Israel habe keine Kriegsverbrechen 
begangen. Er erklärte ferner, dass Israel ein Rechtsstaat sei und Anschuldigungen unabhängig von 
ihrem Ursprung nachgehe. Abgesehen davon sei der IStGH nicht zuständig, Ermittlungen in den 
fraglichen Gebieten einzuleiten.34 Eine Mitteilung im Sinne des Art. 18 Abs. 2 IStGH-St. dahinge-
hend, dass Israel selber Ermittlungen in dieser Angelegenheit vornehme, hat Israel dem IStGH 
jedoch nicht übermittelt.35 

 

3.2. Die Behandlung der „Situation Palästina“ seit den Attentaten vom 7. Oktober 2023 

Die bereits bestehende „Situation Palästina“ bietet nach der h. M. eine hinreichende Grundlage 
für Ermittlungen hinsichtlich des Terrorattentats der Hamas vom 7. Oktober 2023 sowie des 
nachfolgenden Gaza-Kriegs.36 Der Völkerrechtsprofessor Alexandre Skander Galand erläutert: 

“[…] to determine if a sufficient link exists with the original situation, it must be examined 
whether there is a general continuity between the main actors or groups involved and whether 
there is a connection between the contextual elements of the crimes. There are strong grounds to 
conclude that the charges in the arrest warrant applications (for both sides) exemplify an intensi-
fication of the original situation in Palestine, which had hitherto remained unaddressed. The  
actors involved — Israeli authorities, the IDF, and Hamas — were engaged in hostilities at the time 
of the 2018 referral. The contexts underlying the charges — hostilities between regular forces and 
armed groups, and widespread or systematic attacks against the civilian population — were alleg-
edly ongoing at the time of the original referral. The total siege of Gaza, and the catastrophic hunger 
resulting from it, form the crux of the charges waged against Netanyahu and Gallant. This siege is 

 

33 IDF, The Gaza Border Events – General Background: What were the Gaza border events?, 13. Februar 2022. 

34 Prime Minister's Office, PM Netanyahu Holds Discussions on Israeli Policy regarding the Statement of the Inter-
national Court in The Hague on the Opening of an Investigation against the State of Israel, Pressemitteilung, 8. 
April 2021. 

35 Ambos, Einspruch, Podcast der FAZ, ab Minute 15, 29. Mai 2024; Hamilton/Cadman, Complementarity in the 
Palestine Situation at the ICC: Could Article 70 Conduct Render Israel “Unwilling” to Investigate Genuinely?, 
OpinioJuris, 7. Juni 2024; Shany/Cohen, The Prosecutor’s Circumvention of Article 18 Complementarity? A 
Flaw in the ICC’s Palestine Investigation, Just Security, 1. Juni 2024. 

36 Ambos, Einspruch, Podcast der FAZ, ab Minute 14, 29. Mai 2024; Skander, ICC Arrest Warrant Requests in the 
Palestine Situation and Complementarity Anxieties: Why a new notification to Israel beforehand was not 
needed, Just Security, 11. Juni 2024; Shany/Cohen, The Prosecutor’s Circumvention of Article 18 Complementa-
rity? A Flaw in the ICC’s Palestine Investigation, Just Security, 1. Juni 2024; i.E. auch Heller, An Overview of the 
Principle of Complementarity, OpinioJuris, 24. Mai 2022; Bock, Anträge mit Sprengkraft, Verfassungsblog, 21. 
Mai 2024. 

https://www.idf.il/en/mini-sites/q-a-concerning-the-violent-riots-and-attacks-occurring-on-the-border-between-gaza-and-israel-during-2018-9/the-gaza-border-events-general-background/
https://www.gov.il/en/pages/spoke_court080421
https://www.gov.il/en/pages/spoke_court080421
https://opiniojuris.org/2024/06/07/complementarity-in-the-palestine-situation-at-the-icc-could-article-70-conduct-render-israel-unwilling-to-investigate-genuinely/
https://opiniojuris.org/2024/06/07/complementarity-in-the-palestine-situation-at-the-icc-could-article-70-conduct-render-israel-unwilling-to-investigate-genuinely/
https://www.justsecurity.org/96296/icc-article-18-complementarity/#%3A~%3Atext%3DArticle%2018%20to%20the%20ICC%2Cexistence%20of%20a%20domestic%20investigation
https://www.justsecurity.org/96296/icc-article-18-complementarity/#%3A~%3Atext%3DArticle%2018%20to%20the%20ICC%2Cexistence%20of%20a%20domestic%20investigation
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.justsecurity.org/96296/icc-article-18-complementarity/#%3A~%3Atext%3DArticle%2018%20to%20the%20ICC%2Cexistence%20of%20a%20domestic%20investigation
https://www.justsecurity.org/96296/icc-article-18-complementarity/#%3A~%3Atext%3DArticle%2018%20to%20the%20ICC%2Cexistence%20of%20a%20domestic%20investigation
https://opiniojuris.org/2024/05/24/an-overview-of-the-principle-of-complementarity/
https://opiniojuris.org/2024/05/24/an-overview-of-the-principle-of-complementarity/
https://verfassungsblog.de/antrage-mit-sprengkraft/
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an extreme form of the blockade which had been imposed on Gaza by Israel for more than a decade 
before October 7.”37 

An dem Weiterbestehen der „Situation Palästina“ ändert sich nach h. M. auch nichts, weil sieben 
Staaten38 dem Chefankläger seit November 2023 die Sachlage in Gaza zusätzlich gemäß Art. 13 
lit. a, 14 Abs. 1 IStGH-St. unterbreitet haben.39 Aufgrund der bereits bestehenden Situation wäre 
diese Verweisung nicht notwendig gewesen, um auch bezüglich der Geschehnisse ab dem 7. Ok-
tober 2023 tätig zu werden. 

Wenn im Rahmen der Ermittlungen innerhalb einer Situation konkrete kriminelle Handlungen 
identifiziert werden, die einer bestimmten Person zugeordnet werden können, entsteht durch die 
Beantragung des Haftbefehls gemäß Art. 58 IStGH-St. aus der Situation ein Fall.40 Durch die Be-
antragung der Haftbefehle gegen Netanyahu und Gallant sind aus der „Situation Palästina“ spezi-
fische „Fälle“ entstanden. Um dieser juristischen Entwicklung entgegenzuwirken, müsste Israel 
die Sache aus den in Art. 17 IStGH-St. genannten Gründen gem. Art. 19 Abs. 2 lit. b IStGH-St. 
anfechten und in diesem speziellen Fall den Einwand der Komplementarität mit dem Hinweis 
auf eigene Ermittlungstätigkeiten erheben.41 Aufgrund des Komplementaritätsprinzips würde das 
IStGH-Verfahren nur unzulässig werden, wenn sich die nationalen Ermittlungen auf dieselbe Per-
son und im Wesentlichen auf dasselbe Verhalten bezögen, das auch für das Verfahren vor dem 

 

37 Skander, ICC Arrest Warrant Requests in the Palestine Situation and Complementarity Anxieties: Why a new 
notification to Israel beforehand was not needed, Just Security, 11. Juni 2024 [Hervorhebungen durch Verf.]. 

38 Am 17. November 2023 erhielt der IStGH eine Unterbreitung auf die Situation in Palästina von Südafrika, Bang-
ladesch, Bolivien, den Komoren und Dschibuti. Am 18. Januar 2024 übermittelten die Republik Chile und der 
Staat Mexiko der Anklagebehörde eine weitere Überweisung in Bezug auf die Situation in Palästina. 

39 Skander, ICC Arrest Warrant Requests in the Palestine Situation and Complementarity Anxieties: Why a new 
notification to Israel beforehand was not needed, Just Security, 11. Juni 2024 

40 Zakerhossein, Situation selection regime at the international criminal court, 2017, S. 28 ff.; ICC, Situation in the 
Republic of Kenya, PTC II, The Prosecutor v. Francis Kirimi Muthaura, Uhuhu Muigai Kenyatta and Mu-
hammed Hussein Ali, Decision on the Application by the Government of Kenya Challenging the Admissibility 
of the Case Pursuant to Article 19(2)(b) of the Statute, ICC-01/09-02/11-96, 30 May 2011, Rn. 50. 

41 Dannenbaum, Nuts & Bolts of Int’l Criminal Court Arrest Warrant Applications for Senior Israeli Officials and 
Hamas Leaders, Just Security, 20. Mai 2024; wie z. B. in folgenden Verfahren: ICC, Situation in the Republic on 
Kenya, The Prosecutor v. William Samoei Ruto and Joshua Arap Sang, ICC-01/09-01/11, letzte Entscheidung 
hins. Art. 19 Abs. 2 lit. b IStGH-St. in diesem Verfahren: ICC, Situation in the Republic on Kenya, Appeals 
Chamber, The Prosecutor v. William Samoei Ruto and Joshua Arap Sang, Judgment on the appeal of the Repub-
lic of Kenya against the decision of Pre-Trial Chamber H of 30 May 2011 entitled 'Decision on the Application 
by the Government of Kenya Challenging the Admissibility of the Case Pursuant to Article 19(2)(b) of the Stat-
ute, 20. September 2011, ICC-01/09-01/11-336 und ICC, Situation in the Republic of Côte d’Ivoire, The Prosecu-
tor v. Simone Gbagbo, ICC-02/11-01/12, letzte Entscheidung hins. Art. 19 Abs. 2 lit. b in diesem Verfahren: ICC, 
Situation in the Republic of Côte d’Ivoire, Appeals Chamber, The Prosecutor v. Simone Gbagbo, Judgment on 
the appeal of Côte d’Ivoire against the decision of Pre-Trial Chamber I of 11 December 2014 entitled “Decision 
on Côte d’Ivoire’s challenge to the admissibility of the case against Simone Gbagbo”, 27. Mai 2015, ICC-02/11-
01/12-75-Red. 

https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2023-11/ICC-Referral-Palestine-Final-17-November-2023.pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2023-11/ICC-Referral-Palestine-Final-17-November-2023.pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2024-01/2024-01-18-Referral_Chile__Mexico.pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2024-01/2024-01-18-Referral_Chile__Mexico.pdf
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://www.justsecurity.org/96666/icc-arrest-warrant-requests-in-the-palestine-situation-and-complementarity-anxieties-why-a-new-notification-to-israel-beforehand-was-not-needed/
https://pure.uvt.nl/ws/portalfiles/portal/19969985/Zakerhossein_Situation_15_12_2017_new_final_version_emb_tot_15_12_2019.pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_06779.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_06779.PDF
https://www.justsecurity.org/95864/international-criminal-court-arrest-warrants-israel-hamas/
https://www.justsecurity.org/95864/international-criminal-court-arrest-warrants-israel-hamas/
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_16046.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_16046.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_16046.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_16046.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2015_06088.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2015_06088.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2015_06088.PDF
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IStGH relevant ist.42 Nach diesem sogenannten „same person/same conduct“ Test43 müsste der 
Staat Israel strafrechtliche Ermittlungen gegen Benjamin Netanyahu und Yoav Gallant aufgrund 
eines im Wesentlichen gleichgelagerten Verhaltens einleiten. Ein funktionierendes Justizsystem 
oder generelle Untersuchungen von Verbrechen der IDF im Gazastreifen genügen insofern 
nicht.44 Israel müsste spezifische Ermittlungsaktivitäten nachweisen, damit die bereits eingeleite-
ten internationalen Verfahren vor dem IStGH unzulässig würden.45 

 

4. Ermittlungen der israelischen Justiz 

Seit der Gründung des Staates Israel ist es bereits mehrfach zu Verurteilungen von IDF-Mitglie-
dern gekommen.46 Auch hinsichtlich der Gaza-Grenzproteste in den Jahren 2018/2019 gab es Er-
mittlungen und Verurteilungen. Die IDF geben an, dass es bis zum 8. Dezember 2021 vierzehn 

 

42 Siehe z. B.: ICC, Situation in the Republic on Kenya, Appeals Chamber, The Prosecutor v. Francis Krimi 
Muthaura, Uhuru Muigai, Kenyatta and Mohammed Hussein Ali, Judgement, The Appeals Chamber, 30. August 
2011, ICC-01/09-02/11-274, Rn. 39. Nach Werle und Jeßberger verfolgt der Gerichtshof diesbezüglich grundsätz-
lich einen Engen Ansatz, siehe: Werle/Jeßberger, Völkerstrafrecht, 5. Aufl. 2020, Rn. 346. 

43 Heller, An Overview of the Principle of Complementarity, OpinioJuris, 24. Mai 2024; siehe hierzu: ICC, Situa-
tion in the Republic of the Philippines, Appeals Chamber, Judgment on the appeal of the Republic of the Philip-
pines against Pre-Trial Chamber I’s “Authorisation pursuant to article 18(2) of the Statute to resume the investi-
gation”, 18. Juli 2023, ICC-01/21-77, Rn. 101; ICC, Situation in Libya, Appeals Chamber, The Prosecutor v. Saif 
Al-Islam Gaddafi and Abdullah Al-Senussi, Judgment on the appeal of Libya against the decision of Pre-Trial 
Chamber I of 31 May 2013 entitled “Decision on the admissibility of the case against SaifAl-Islam Gaddafi", 21. 
Mai 2013, ICC-01/11-01/11-547-Red, Rn. 59 ff. 
 

44 Ambos, Einspruch, Podcast der FAZ, ab Minute 14, 29. Mai 2024; Bock, Recht unter Druck: Mögliche Haftbe-
fehle im Gaza-Konflikt, in: Deutsche Richterzeitung, Juni 2024, S. 234 – 235, 235. 

45 Bock, Recht unter Druck: Mögliche Haftbefehle im Gaza-Konflikt, in: Deutsche Richterzeitung, Juni 2024, S. 234 
– 235, 235. 
 
Teilweise wird sogar diskutiert, dass Israel selbst bei Vorliegen von nationalen Ermittlungstätigkeiten wegen 
seiner - laut Guardian erfolgten - versuchten Beeinflussung des IStGH als „nicht willens“ („unwilling“) i. S. d. 
Art. 17 Abs. 1 lit. a), Abs. 2 IStGH-St. einzustufen sein dürfte, was zur Zulässigkeit des Verfahrens vor dem 
IStGH führen würde. Dabei dürfte es sich jedoch um eine Mindermeinung handeln. 

46 Major Shmuel Malinki wurde für seine Beteiligung am Kfar Qasim Massaker von 1956, bei dem 48 Palästinenser 
von einer israelischen Grenzpatrouille erschossen wurden, zu 14 Jahren Haft verurteilt, verbüßte jedoch nur 
drei und nahm danach eine Arbeit in Israels nuklearem Forschungszentrum auf. Der Soldat Eli Yadid wurde 
1988 zu 21 Monaten Gefängnis verurteilt wurde, weil er ein Gummigeschoss aus nächster Nähe abgefeuert hatte. 
2008 wurde Leutnant Yaakov Gigi zu 15 Monaten Gefängnis verurteilt. Er hat gemeinsam mit seinen Soldaten 
einen palästinensischen Taxifahrer entführt, angeschossen und schwer verwundet am Boden liegen lassen (Co-
hen, Has an IDF Soldier Ever Been Convicted of Manslaughter?, The Israel Democracy Institute, 4. Januar 2017). 
2017 wurde Elor Azaria für die Tötung von Abdel Fattah al-Sharif, welcher 11 Minuten zuvor einen IDF-Solda-
ten erstochen hatte, zu 18 Monaten Gefängnis verurteilt (Gross, Elor Azaria was sentenced, but the army was the 
one on trial, The Times of Israel, 22. Februar 2017). 

https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_13819.PDF
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/CourtRecords/CR2011_13819.PDF
https://opiniojuris.org/2024/05/24/an-overview-of-the-principle-of-complementarity/#%3A~%3Atext%3DIt%20follows%20that%20for%20such%20a%20case%20to%2Creferred%20to%20as%20the%20%E2%80%9Csame%20person%2Fsame%20conduct%E2%80%9D%20test.
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2023-07/01-21%20(Philippines%20OA)%20-%20Judgment%20(FINAL).pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2023-07/01-21%20(Philippines%20OA)%20-%20Judgment%20(FINAL).pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2023-07/01-21%20(Philippines%20OA)%20-%20Judgment%20(FINAL).pdf
https://www.legal-tools.org/doc/0499fd/
https://www.legal-tools.org/doc/0499fd/
https://opiniojuris.org/2024/06/07/complementarity-in-the-palestine-situation-at-the-icc-could-article-70-conduct-render-israel-unwilling-to-investigate-genuinely/
https://www.theguardian.com/world/article/2024/may/28/israeli-spy-chief-icc-prosecutor-war-crimes-inquiry
https://en.idi.org.il/articles/12244
https://www.timesofisrael.com/elor-azaria-was-sentenced-but-the-army-was-the-one-on-trial/
https://www.timesofisrael.com/elor-azaria-was-sentenced-but-the-army-was-the-one-on-trial/
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strafrechtliche Ermittlungen gegeben habe, von denen zwei zu Verurteilungen vor dem Militärge-
richt führten: einmal zu 30 Tagen Haft und einmal zu 45 Tagen Haft.47  

Hinsichtlich der Ereignisse seit dem 7. Oktober 2023 hat die Militärische Generalstaatsanwältin 
Generalmajor Yifat Tomer-Yerushalmi mitgeteilt, dass das Militär in etwa 70 Fällen von potenzi-
ellem Fehlverhalten ermittelt, wobei jedoch kaum Einzelheiten genannt wurden.48 

Zu einigen der aufsehenerregendsten Fälle des Gaza-Kriegs sind indes weitere Informationen be-
kannt. Im Zusammenhang mit dem israelischen Beschuss der Stadt Rafah sollen nach Angaben 
der von der Hamas kontrollierten Gesundheitsbehörde mindestens 45 Menschen, die in Zelten 
Zuflucht gesucht hatten, getötet worden sein.49 Admiral Daniel Hagari gab nach ersten Untersu-
chungen an, dass Israels Munition nicht die Ursache für das durch den Beschuss ausgelöste 
Feuer gewesen sein könne. Weitere Ermittlungen sollen jedoch unabhängig und außerhalb der 
Befehlskette der Armee durchgeführt werden. Die Ergebnisse werden der Militärischen General-
staatsanwältin vorgelegt, die dann entscheidet, ob disziplinarische Maßnahmen ergriffen werden 
sollen.50 

Bezüglich des Angriffs auf einen Konvoi der World Central Kitchen, bei dem sieben Mitarbeiter 
von Hilfsorganisationen getötet wurden,51 veröffentlichte die israelische Armee umgehend ihre 
Erkenntnisse, räumte ein Fehlverhalten ihrer Streitkräfte ein, entließ zwei Soldaten und ver-
warnte drei weitere.52  

Hinsichtlich des Ergreifens von Disziplinarmaßnahmen – wie z.B. gegen Mitglieder des IDF – ist 
juristisch nicht gänzlich geklärt, ob diese ausreichen, um als „nationale Ermittlungen“ i.S.d. 
Art. 17 Abs. 1 IStGH-St. zu gelten und ggf. zur Unzulässigkeit einer IStGH-Ermittlung zu führen.53 
Neuere IStGH-Rechtsprechung scheint dies jedoch eher zu verneinen.54 

 

47 IDF, Investigation of allegations of misconduct: What happens to the FFA Mechanism’s findings and materials?, 
13. Februar 2022. 

48 Jeffery/Frankel, The Israeli Army Says it Investigates Itself. Where Do Those Investigations Stand?, AP, 3. Juni 
2024. 

49 ZDF Heute, Luftangriff auf Rafah - wie die Welt reagiert, 27. Mai 2024. 

50 Jeffery/Frankel, The Israeli Army Says it Investigates Itself. Where Do Those Investigations Stand?, AP, 3. Juni 
2024.  

51 Boxerman/Rasgon, What We Know About the Israeli Strike That Killed 7 Aid Workers in Gaza, The New York 
Times, 02. April 2024.  
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Der Rechtswissenschaftler Amichai Cohen vom Israel Democracy Institute weist darauf hin, dass 
die Anzahl der Soldaten, die wegen ungerechtfertigter Schüsse oder gar Totschlags vor Gericht 
gestellt wurden, gering ist.55 

Andere Institutionen formulieren ihre Kritik schärfer. Die israelischen Menschenrechtsorganisati-
onen B’Tselem56 und Yesh Din prangern seit Jahren die fehlende Rechenschaftspflicht israeli-
scher Soldaten an. Laut Yesh Din liegt die Wahrscheinlichkeit, dass eine Beschwerde eines Paläs-
tinensers gegen einen israelischen Soldaten zu einer Anklage führt, bei lediglich 0,87%. Sie kriti-
sieren zudem, dass nicht alle Fälle untersucht werden, bei denen palästinensische Zivilisten ge-
tötet werden.57 

Ferner hat auch die unabhängige internationale Untersuchungskommission des Menschenrechts-
rats der Vereinten Nationen in ihrem Bericht zum „Marsch der Rückkehr" die Bereitschaft Israels 
beanstandet, Verbrechen der IDF angemessen zu verfolgen.58 

 

5. Bedeutung der israelischen Ermittlungen für die IStGH-Verfahren gegen Netanyahu und 
Gallant 

Aufgrund der Erläuterungen unter 2. und 3. wird deutlich, dass jedenfalls die derzeit bekannt ge-
wordenen israelischen Ermittlungen nicht dazu führen dürften, dass die IStGH-Ermittlungen ge-
gen Premierminister Netanyahu und Verteidigungsminister Gallant aufgrund des Komplementa-
ritätsprinzips unzulässig sind. Wie bereits erwähnt, müssten dafür nationale strafrechtliche Er-
mittlungen aufgrund des im Wesentlichen gleichen Verhaltens vorgenommen werden.59 Aller-
dings stellen die Rechtswissenschaftler Yuval Shany und Amichai Cohen die Frage, ob der Zeit-
punkt der Beantragung der Haftbefehle mit allen Komplementaritätsvorschriften vereinbar sei: 

„[…] we questioned and continue to question whether the Prosecutor acted in a manner that af-
forded Israel a reasonable opportunity to claim complementarity before the issuance of an applica-
tion for arrest warrants, in a manner that is fully consistent with the complementarity provisions of 
the Statute.“60 

 

55 Cohen, Has an IDF Soldier Ever Been Convicted of Manslaughter?, The Israel Democracy Institute, 4. Januar 
2017. 

56 B’Tselem, No Accountability, 11. November 2017. 

57 Yesh Din, Law Enforcement against Israeli Soldiers Suspected of Harming Palestinians and their Property, Data 
Sheet, Dezember 2022, S. 1. 

58 HRC, Report of the independent international commission of inquiry on the protests in the Occupied Palestin-
ian Territory, 25. Februar 2019, S. 20 Rn. 111. 

59 Nationale oder völkerrechtliche Immunitätsregelungen sind für den IStGH gem. Art. 27 Abs. 2 IStGH-St. nicht 
von Belang.  

60 Shany/Cohen, The Prosecutor’s Circumvention of Article 18 Complementarity? A Flaw in the ICC’s Palestine 
Investigation, Just Security, 1. Juni 2024. 
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Shany und Cohen vertreten zwar auch die Auffassung, dass Ermittlungen in der „Situation Paläs-
tina“ auch nach dem 7. Oktober 2023 durchgeführt werden können. Wenn es signifikante Ände-
rungen in den Ermittlungen gäbe, solle aber eine neue Mitteilung gem. Art. 18 Abs. 1 IStGH-St. in 
Betracht gezogen werden: 

„ […] we are of the view that [the prosecutor] should also consider whether to afford a new notifi-
cation to State parties under Article 18(1), informing them on the new contours of the investigation 
which significantly deviate from the previous investigation that was notified to them before, so that 
States can effectively exercise their right to ask for deferral also in relation to the new facts and 
charges. Any other interpretation could render Article 18 devoid of substance in circumstances like 
the one involving the Israeli arrest warrants, in which the notification was rendered long before the 
relevant events took place.”61 

Ähnlich äußerte sich auch die IStGH-Verteidigerin Melinda Taylor:  

“A further issue is that the precise temporal and geographic parameters of a situation might not be 
completely defined at the time when the situation is referred to the Court by a State party. Since 
the purpose of Article 18 is to underscore the notion of complementarity and to enable States to 
fulfil their ‘duty […] to exercise […] criminal jurisdiction over those responsible for international 
crimes’ (Preamble of the ICC Statute), it is arguable that this purpose would be frustrated if the 
Prosecution were to interpret its obligation as a once off obligation, as opposed to an obligation 
which is triggered whenever the Prosecution changes or expands the parameters of its investiga-
tions.”62 

Folgt man dieser Mindermeinung, hätte eine erneute Mitteilung gem. Art. 18 Abs. 1 IStGH-St. an 
Israel vom Chefankläger versandt werden sollen. Dies hätte jedoch nicht zwingend zu einer Mit-
teilung gem. Art. 18 Abs. 2 IStGH-St. durch Israel geführt. Auf die Mitteilung der Eröffnung von 
Ermittlungen gem. Art. 18 Abs. 1 IStGH-St. im Jahr 2021 hat Israel keine Mitteilung gem. Art. 18 
Abs. 2 IStGH-St. abgegeben (siehe dazu 3.1.). Dies dürfte damit zusammenhängen, dass Israel 
keine Vertragspartei des Rom-Statuts ist und die Zuständigkeit des IStGH in der „Situation Paläs-
tina“ nicht anerkennt. Es hätte jedoch einer Mitteilung gem. Art. 18 Abs. 2 IStGH-St. bedurft, um 
den Einwand der Komplementarität ggf. durch den IStGH prüfen zu lassen und eine eventuelle 
Aufschiebung/Einstellung der Ermittlungen hinsichtlich der „Situation Palästina“ zu erwirken.  

Folglich bleibt festzuhalten, dass nach der h. M. keine Verletzung des Komplementaritätsprin-
zips vorliegt. Hinsichtlich der Fälle betreffend Premierminister Netanyahu und Verteidigungsmi-
nister Gallant steht es dem Staat Israel frei, die Zulässigkeit der Fälle mit Blick auf die Komple-
mentarität gem. Art. 19 Abs. 2 lit. b IStGH-St. in Frage zu stellen, sofern er Ermittlungen in die-
ser Angelegenheit durchführt.   
 
*** 

 

61 Shany/Cohen, The Prosecutor’s Circumvention of Article 18 Complementarity? A Flaw in the ICC’s Palestine 
Investigation, Just Security, 1. Juni 2024 [Hervorhebung durch Verf.]. 

62 Taylor, Article 18(1), LEXSITUS your place for international criminal law, 2. November 2023. 
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